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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1953 Ausgegeben am 5. März 1953 7. Stück

2 1 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Invalideneinstellungsgesetzes.
2 2 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Beförderungssteuergesetzes.
23. Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit zur Gesetzgebung und Voll-

ziehung auf dem Gebiete des Anerbenrechtes.

2 1 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 13. Jänner 1953 über die Wiederver-
lautbarung des Invalideneinstellungsgesetzes.

Artikel 1.
Auf Grund des § 1 des Wiederverlautbarungs-

gesetzes, BGBl. Nr. 114/1947, wird in der An-
lage das Bundesgesetz vom 25. Juli 1946, BGBl.
Nr. 163, über die Einstellung und Beschäftigung
Invalider (Invalideneinstellungsgesetz) neu ver-
lautbart.

Artikel 2.
In dem gemäß Art. 1 neu zur Verlautbarung

gelangenden Gesetz sind die Änderungen und
Ergänzungen berücksichtigt, die sich aus nach-
stehenden Rechtsvorschriften ergeben:

a) Bundesgesetz vom 18. Dezember 1947,
BGBl. Nr. 16/1948, womit das Invaliden-
einstellungsgesetz vom 25. Juli 1946, BGBl.
Nr. 163, abgeändert wird (Invalideneinstel-
lungsgesetz-Novelle 1947);

b) Bundesgesetz vom 5. Juli 1950, BGBl.
Nr. 146, womit das Invalideneinstellungs-
gesetz vom 25. Juli 1946, BGBl. Nr. 163,
abgeändert wird (Invalideneinstellungs-
gesetz-Novelle 1950);

c) Bundesgesetz vom 17. Juli 1952, BGBl.
Nr. 165, womit das Invalideneinstellungs-
gesetz vom 25. Juli 1946, BGBl. Nr. 163,
abgeändert wird (Invalideneinstellungs-
gesetz-Novelle 1952);

d) Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz
1950 und Verwaltungsvollstreckungsgesetz
1950, BGBl. Nr. 172/1950.

Artikel 3.
Das wiederverlautbarte Gesetz ist als „In-

valideneinstellungsgesetz 1953" zu bezeichnen.

Artikel 4.
Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-

barung wird der Tag der Kundmachung im Bun-
desgesetzblatt festgestellt.

Figl Schärf Helmer Gerö
Kolb Maisel Kamitz Thoma
Böck-Greissau Waldbrunner Gruber

Anlage.

Invalideneinstellungsgesetz 1953.

Beschäftigungspflicht.

§ 1. (1) Alle Dienstgeber mit Ausnahme des
Bundes, der Länder, Bezirke und Gemeinden
sind verpflichtet, auf 15 Dienstnehmer minde-
stens einen Invaliden und auf je 20 weitere
Dienstnehmer mindestens einen weiteren In-
validen zu beschäftigen. Für land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe beginnt die Beschäfti-
gungspflicht bei 15 ständig beschäftigten familien-
fremden Dienstnehmern.

(2) De r Bund, die Länder , Bezirke und Ge-
meinden sind verpflichtet, auf mindestens 5 v. H .
ihrer Arbei tsplätze, zu denen auch die Dienst-
posten der in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhäl tnis s tehenden Beamten rechnen, Invalide
zu beschäftigen, Bezirke u n d Gemeinden, die
über weniger als zwanzig, aber über mindestens
zehn Arbei tsplätze verfügen, sind verpflichtet,
mindestens einen Inval iden zu beschäftigen.
(BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 1.)

(3) Das Bundesminis ter ium für soziale Verwal-
tung k a n n nach A n h ö r u n g des Beirates (§ 10
Abs. 2) die Zahl der nach Abs. 1 zu beschäfti-
genden Diens tnehmer (Pflichtzahl) für best immte
Gebiete oder Betr iebsgat tungen de ra r t abändern,
daß schon auf je 10 Diens tnehmer oder nu r auf
je 30 Diens tnehmer mindestens ein Invalide zu
beschäftigen ist. Es k a n n nach A n h ö r u n g dieses
Beirates auch anordnen , daß Arbeitsplätze be-
s t immte r Ar t , die sich für Inval ide besonders
eignen, diesen oder bes t immten G r u p p e n von
Inval iden vorzubehalten sind. (BGBl. Nr. 165h
1952, § 1 Z . 2.)

(4) Zwecks gemeinschaftlicher Erfüllung der
Beschäftigungspflicht durch Dienstgeber im Sinne
des Abs. 1 k ö n n e n auch Verbände v o n fachlich
zusammengehör igen Betrieben m i t der Auftei-
lung der auf die zugehörigen Einzelbetriebe ent-
fallenden Pflichteinstellungen be t rau t werden
(§ 11 Abs. 1 und 2).
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(5) Sind bei einer Dienststelle, einem Betriebe
oder einer Anstal t des Bundes weniger als 5 v. H .
der Arbeitsplätze mi t Invaliden besetzt, so ist
die Minderbeschäftigung von Invaliden durch
eine Mehrbeschäftigung bei anderen Dienststel-
len, Betrieben oder Anstalten im Bereiche der
Zentralstelle (des Ressorts) auszugleichen. Ist ein
solcher innerressortmäßiger Ausgleich nicht er-
zielt oder erzielbar, dann hat der Bund seiner
Beschäftigungspflicht durch einen überressort-
mäßigen Ausgleich zu genügen, der vom Bundes-
kanzleramt im Einvernehmen mi t den in Betracht
kommenden Bundesministerien u n d dem Bun-
desministerium für soziale Verwal tung durchzu-
führen ist. (BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 3.)

(6) Sind bei einer Dienststelle, einem Betriebe
oder einer Anstalt eines Landes weniger als
5 v. H . der Arbeitsplätze mit Invaliden besetzt,
so ist der Ausgleich der Minderbeschäftigung von
Invaliden vom A m t der Landesregierung durch
eine Mehrbeschäftigung bei anderen Dienststel-
len, Betrieben u n d Anstalten des Landes durch-
zuführen. (BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 4.)

(7) Für den Ausgleich nach Abs. 5 und 6 ist
die Pflichtzahl maßgebend, die sich aus der Zu-
sammenzählung der Gesamtzahlen der für die
Berechnung der Pflichtzahl (§ 4) zu berücksichti-
genden Dienstnehmer der im Ausgleich erfaßten
Dienststellen, Betriebe und Anstal ten ergibt.
(BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 4.)

(8) Dienststellen, Betriebe und Anstalten des
Bundes, die weniger als zwanzig Dienstnehmer
beschäftigen, werden zum Zwecke der Erfüllung
der Beschäftigungspflicht des Bundes ressort-
mäßig zusammengefaßt. Eine etwaige Minder-
beschäftigung von Invaliden ist innerressort-
mäßig, erforderlichenfalls überressortmäßig im
Sinne der Bestimmungen des Abs. 5 auszuglei-
chen. Dies gilt sinngemäß auch für die Erfüllung
der Beschäftigungspflicht durch die Länder, die
einen etwaigen Ausgleich nach Abs. 6 durchzu-
führen haben. (BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 4.)

(9) Durch Verordnung können Dienstgeber im
Sinne des Abs. 2, die über weniger als zwanzig,
aber über mehr als fünf Arbeitsplätze verfügen,
verpflichtet werden, mindestens einen Invaliden
zu beschäftigen. Durch Verordnung kann be-
s t immt werden, daß bei Dienstgebern im Sinne
des Abs. 2 Arbeitsplätze best immter Ar t , die
sich für Invalide besonders eignen, diesen oder
bestimmten Gruppen von Invaliden vorbehalten
sind. Diese Verordnungen werden vom Bundes-
ministerium für soziale Verwal tung im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzleramt nach An-
hörung des Beirates (§ 10 Abs. 2) erlassen.
(BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 4.)

Begünstigte Personen.

§ 2. (1) Invalide im Sinne des § 1 Abs. 1 sind
Personen, die

a) infolge einer Schädigung, für die Versor-
gung nach dem Kriegsopferversorgungs-
gesetz, BGBl. N r . 197/1949, gewährt wird
oder gewährt werden würde, falls de r Ver -
sorgungsberechtigung nicht der vor Ver-
leihung der österreichischen Staatsbürger-
schaft abgegebene Verzichtsrevers entgegen-
stünde, oder

b) in einem nach der gesetzlichen Unfallver-
sicherung anerkannten ursächlichen Zusam-
menhang oder

c) infolge einer der im § 1 Abs. 1 lit. c des
Opferfürsorgegesetzes, BGBl. N r . 183/1947,
angeführten Ursachen oder

d) durch das Zusammenwirken mehrerer der
angeführten Ursachen

an ihrer Gesundheit so geschädigt sind, daß ihre
Erwerbsfähigkeit u m mindestens 50 v. H . herab-
gesetzt ist. Blinde, deren Blindheit auf keine der
angeführten Ursachen zurückzuführen ist, gelten
als Invalide im Sinne dieses Absatzes. (BGBl.
Nr. 146/1950, § 1 Z. 1, und BGBl. Nr. 165/1952,
§ 1 Z. 5.)

(2) Den im Abs. 1 genannten Invaliden können
Personen gleichgestellt werden (Gleichgestellte),
die aus einer im Abs. 1 angeführten Ursache oder
durch das Zusammenwirken mehrerer dieser
Ursachen in ihrer Erwerbsfähigkeit um wenig-
stens 30 v. H . verminder t sind. Die Gleichstel-
lung ist an die Voraussetzung gebunden, daß sich
die Gleichzustellenden infolge ihres Gebrechens
ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeits-
platz nicht zu verschaffen oder zu erhalten ver-
mögen und daß durch die Gleichstellung die U n -
terbringung der begünstigten Personen nicht ge-
fährdet wird. Un te r den gleichen Voraussetzun-
gen k a n n die Gleichstellung auch Personen be-
willigt werden, die durch ein Körpergebrechen
(Verlust oder Lähmung von Gliedmaßen, T a u b -
stummheit , völlige Taubhei t , Verkrüppelung) ,
das auf keine der im Abs. 1 angeführten Ursachen
zurückzuführen ist, in ihrer Erwerbsfähigkeit
u m mindestens 50 v. H . verminder t sind. Über
die Gleichstellung entscheidet der Einstellungs-
ausschuß beim Landesinvalidenamt (§ 12). Die
Gleichstellung kann befristet werden. Sie gilt auf
Widerruf. (BGBl. Nr. 146/1950, § 1 Z. 1.)

(3) Voraussetzung für die Inanspruchnahme
der Begünstigungen ist die Eignung zur Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit . Invalide (Gleich-
gestellte), denen kraft Gesetzes ein Anspruch auf
unentgeltliche berufliche Ausbildung (Ein- oder
Umschulung) zwecks Wiedergewinnung oder Er -
höhung der Erwerbsfähigkeit zusteht, sind vor
der Inanspruchnahme der Begünstigungen der als
notwendig erkannten beruflichen Ausbildung zu-
zuführen.

(4) Auf ausländische Invalide findet dieses Bun-
desgesetz, unbeschadet der Vorschriften der Abs. 5
und 6, nur nach Maßgabe der mi t ihren He ima t -
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staaten getroffenen Vereinbarungen Anwendung.
(BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 6.)

(5) D e n Invaliden im Sinne des Abs. 1 stehen
Personen deutscher Sprachzugehörigkeit gleich,
die staatenlos sind oder deren Staatsangehörig-
keit ungeklär t ist (Volksdeutsche), wenn sie in-
folge einer Schädigung, für die beim Besitz der
österreichischen Staatsbürgerschaft Versorgung
nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz zu ge-
währen wäre, oder in einem nach der gesetz-
lichen Unfallversicherung anerkannten ursächli-
chen Zusammenhang oder durch das Zusammen-
wirken der angeführten Ursachen in ihrer Ge-
sundhei t so geschädigt sind, daß ihre Erwerbs-
fähigkeit u m mindestens 50 v. H . herabgesetzt
ist, oder wenn sie blind sind u n d die Blindheit
auf keine der angeführten Ursachen zurück-
zuführen ist. (BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 7.)

(6) Volksdeutschen, deren Erwerbsfähigkeit
durch eine im Abs. 5 angeführte Ursache oder
durch das Zusammenwirken beider do r t ange-
führ ten Ursachen u m wenigstens 30 v. H . ver-
minde r t ist, kann beim Zutreffen der im Abs. 2
aufgestellten Voraussetzungen die Gleichstellung
m i t den begünstigten Personen bewilligt werden.
U n t e r den gleichen Voraussetzungen k a n n die
Gleichstellung auch solchen Volksdeutschen be-
willigt werden, die durch ein Körpergebrechen
im Sinne des Abs. 2, das auf keine der im Abs. 5
angeführten Ursachen zurückzuführen ist, in
ihrer Erwerbsfähigkeit u m mindestens 50 v H .
verminder t sind. (BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 7.)

(7) Die Best immungen der Abs. 5 und 6 gelten
nicht für Volksdeutsche, die erst nach dem
31. Dezember 1951 in das Gebiet der Republ ik
Österreich eingereist sind, mi t Ausnahme der aus
der Kriegsgefangenschaft entlassenen oder der im
R a h m e n der Famil ienzusammenführung mi t Zu-
s t immung der österreichischen Behörden nach
Österreich einreisenden Volksdeutschen. (BGBl.
Nr. 165/1952, § 1 Z. 7.)

(8) Ob eine Person dem Kreise der Volks-
deutschen angehör t , wird insbesondere d u r c h die
Ein t ragung „Volksdeutscher" im Personalausweis
für Ausländer und Staatenlose nachgewiesen.
(BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 7.)

Ausschluß von den Begünstigungen.

§ 3. (1) Wenn eine begünstigte Person ohne
berechtigten Grund die Annahme einer durch das
Arbeitsamt zugewiesenen Arbeit zurückweist
oder den Arbeitsplatz verläßt oder sonst durch
ihr Verhalten die Durchführung dieses Bundes-
gesetzes schuldhaft vereitelt, kann der zeit-
weilige Ausschluß von den Begünstigungen ver-
fügt werden; der Betreffende ist vorher zu
hören. Die Ausschlußfrist soll erstmalig nicht
mehr als drei Monate betragen.

(2) Über den Ausschluß von den Begünstigun-
gen im Sinne des Abs. 1 entscheidet der Einstel-
lungsausschuß beim Landesinvalidenamt (§ 12).

Berechnung der Pflichtzahl.

§ 4. (1) Bei Feststellung der Gesamtzahl der
Diens tnehmer , von der die Pflichtzahl zu berech-
nen ist (§ 1 Abs. 1), werden die örtlich zusam-
menhängenden und einer gemeinsamen Leitung
unters tehenden gleichartigen oder zusammen-
gehörigen Betriebe desselben Dienstgebers zu-
sammengefaßt. Die nach § 2 begünstigten Per-
sonen u n d solche Dienstnehmer , die ein Betrieb
auf G r u n d eines anderen Gesetzes oder anderer
Vorschriften zu beschäftigen verpflichtet ist,
werden nicht eingerechnet. Nicht eingerechnet
werden ferner Jugendliche bis zum vollendeten
16. Lebensjahr u n d Personen, die in e inem Lehr-
oder anderen Ausbildungsverhältnis stehen.
(BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 8.)

(2) Fü r Betriebe, in denen der Beschäftigten-
stand wechselt, insbesondere für Saisonbetriebe,
ferner für Betriebe, die Heimarbe i te r beschäfti-
gen, wird die Berechnung der Pflichtzahl durch
V e r o r d n u n g besonders geregelt.

(3) Im Falle eines Zweifels über die Berechnung
der Pflichtzahl nach Abs. 1 entscheidet auf A n -
suchen oder von . Amts wegen der Inval iden-
ausschuß beim Landesarbeitsamt (§ 12).

(4) Bei Dienstgebern im Sinne des § 1 Abs. 2
ist die Gesamtzahl der Dienstnehmer , von der
die Pflichtzahl zu berechnen ist, unbeschadet der
Best immungen des § 1 Abs. 7 von jeder Dienst-
stelle, jedem Betriebe und jeder Anstal t des Bun-
des und de r Länder gesondert festzustellen. Für
die Berechnung der Pflichtzahl bei Bezirken und
Gemeinden bilden die bei jedem dieser Dienst-
geber einschließlich der bezirks- und gemeinde-
eigenen Betriebe und Anstal ten beschäftigten
Diens tnehmer je eine Einheit . (BGBl. Nr. 165/
1952, § 1 Z. 9.)

(5) In die nach Abs. 4 zu e rmi t t e lnde Gesamt-
zahl der Diens tnehmer werden die nach § 2 be-
günstigten Personen, die gemäß § 6 Z. 5 des
Opferfürsorgegesetzes, BGBl. N r . 183/1947, be-
schäftigten Dienstnehmer , ferner die nicht schon
nach § 2 Abs. 1 lit. b begünstigten eigenen U n -
fallverletzten, wenn die Minderung ihrer Er -
werbsfähigkeit infolge der Unfallsfolgen nach
Feststellung des Landesinvalidenamtes mindestens
50 v. H . beträgt , schließlich Lehrlinge und in
einem Ausbildungsverhältnis stehende oder nu r
vorübergehend oder nicht vollbeschäftigte Per-
sonen nicht eingerechnet. Als vorübergehend be-
schäftigt gelten Personen, die innerhalb eines
Kalenderjahres höchstens 30 Tage beschäftigt
werden, als nicht vollbeschäftigt Personen, die
im Durchschni t t höchstens 24 Stunden in der
Woche beschäftigt werden. (BGBl. Nr. 165/1952,
§ 1 Z. 10.)

(6) Dienstnehmer, die bei Dienstgebern im Sinne
des § 1 Abs. 2 im Gendarmeriedienst, Sicher-
heitswachdienst, Kriminaldienst, Justizwach-
dienst, Zollwachdienst, Wachehilfsdienst oder
Feuerwehrdienst verwendet werden, werden zu
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zwei Dritteln, die an niederen oder mittleren
Unterrichtsanstalten oder Erziehungsanstalten als
Lehrer oder Erzieher, im ausübenden Verkehrs-
dienst oder als Forstarbeiter verwendeten Dienst-
nehmer zu einem Drittel in die Gesamtzahl der
Dienstnehmer, von der die Pflichtzahl zu be-
rechnen ist, nicht eingerechnet. Die Feststellung
der Verwendungen im ausübenden Verkehrs-
dienst, die unter diese Begünstigung fallen, ob-
liegt dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe. (BGBl.
Nr. 165/1952, § 1 Z. 10.)

Erfüllung der Beschäftigungspflicht.

§ 5. (1) Als im Sinne dieses Bundesgesetzes be-
schäftigt zählen nur begünstigte Personen, die
alle persönlichen Voraussetzungen (§ 2 Abs. 1,
2, 5 und 6) erfüllen und entsprechend den Be-
stimmungen des § 7 entlohnt werden. Die im
Betriebe tätigen Dienstgeber, bei denen die Vor-
aussetzungen des § 2 Abs. 1 oder 5 zutreffen,
werden auf die Pflichtzahl angerechnet. (BGBl.
Nr. 165/1952, § 1 Z. 11.)

(2) Invalide, die nach § 2 Abs. 2 oder 6 gleich-
gestellt wurden , werden zur Hälf te ihrer Zahl
auf die Pflichtzahl angerechnet. (BGBl. Nr. 165/
1952, § 1 Z. 11.)

(3) In. Betrieben, in denen die weiblichen A r -
beitskräfte m e h r als die Hälf te des Gesamt-
beschäftigtenstandes ausmachen, sind bis zu r
Hälf te der Pflichtzahl auch Kriegerwi twen u n d
Witwen , die diesen gleichstehen, voll anrechen-
bar ; auf Ansuchen kann der Invalidenausschuß
beim Landesarbeitsamt (§ 12) für Betriebe, die
weibliche Arbeitskräfte beschäftigen, die Anrech-
nung von Kriegerwitwen und Wi twen , die die-
sen gleichstehen, bis zur vollen Pflichtzahl be-
willigen. Bei Dienstgebern im Sinne des § 1
Abs. 2 ist zu dieser Bewilligung das Bundesmini-
s ter ium für soziale Verwal tung nach A n h ö r u n g
des Beirates (§ 10 Abs. 2) zuständig. (BGBl.
Nr. 146/1950, § 1 Z. 2, und BGBl. Nr. 165/1952,
§ 1 Z. 12.)

(4) De r Beschäftigungspflicht k a n n mi t Zus t im-
m u n g des Invalidenausschusses beim Landes-
arbei tsamt (§ 12) auch durch Überlassung von
Siedlungsstellen, Einrichtung von Verkaufs-
ständen oder sonstige Beschaffung von Erwerbs-
möglichkeiten genügt werden, sofern dadurch
der Lebensunterhal t der begünstigten Personen
und ihrer Familien sichergestellt erscheint. (BGBl.
Nr. 146/1950, § 1 Z. 2.)

Gesundheitsrücksichten.

§ 6. (1) Bei der Beschäftigung einer begünstig-
ten Person ist auf deren Gesundheitszustand
jede nach Beschaffenheit der Betriebsgattung und
nach Art der Betriebsstätte mögliche Rücksicht
zu nehmen.

(2) Auf Antrag des Invalidenausschusses beim
Landesarbeitsamt (§ 12) kann die Bezirksverwal-
tungsbehörde (Bergbehörde) Dienstgeber im
Sinne des § 1 Abs. 1 verpflichten, Betriebsvor-
richtungen, Maschinen und Geräte so einzurich-
ten, daß die in Erfüllung der Beschäftigungs-
pflicht eingestellten oder einzustellenden Inva-
liden der Eigenart ihrer Beschädigung entspre-
chend beschäftigt werden können. Die Bezirks-
verwaltungsbehörde (Bergbehörde) bestimmt
auch im Einvernehmen mit dem Beirat (§ 10
Abs. 2), inwieweit für Aufwendungen, die den
Betrieben durch derartige Maßnahmen erwach-
sen, aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds
(§ 10 Abs. 1) Zuschüsse zu gewähren sind. Solche
Zuschüsse dürfen nur gewährt werden, wenn die
Investitionen ausschließlich und nicht nur vor-
übergehend dem Zwecke der Beschäftigung von
Invaliden dienen. Insoweit Investitionen für den
Betrieb eine dauernde Wertvermehrung bedeu-
ten, bleiben sie für die Gewährung von Zu-
schüssen außer Betracht.

Entlohnung.

§ 7. Das Entgelt der im Sinne dieses Bundes-
gesetzes beschäftigten Dienstnehmer darf aus
dem Grunde der Invalidität nicht gemindert
werden.

Kündigung.

§ 8. (1) Das Dienstverhäl tnis eines im Sinne
dieses Bundesgesetzes beschäftigten Diens tneh-
mers k a n n n u r un te r Einhal tung einer Künd i -
gungsfrist v o n vier Wochen gelöst werden, es sei
denn, daß nach Gesetz oder Vere inbarung eine
längere Frist gilt. Ein auf Probe vereinbartes
Dienstverhäl tnis kann während des ersten M o -
nates von beiden Teilen jederzeit gelöst werden.

(2) Eine Kündigung darf von Dienstgebern im
Sinne des § 1 Abs. 1 erst dann ausgesprochen
werden, wenn der Invalidenausschuß beim Lan-
desarbeitsamt (§ 12) nach A n h ö r u n g des Betriebs-
rates (der Ver t rauensmänner) zuges t immt ha t ;
dem Diens tnehmer k o m m t in diesem Verfahren
Parteistellung zu. Eine Kündigung ohne vor -
herige Zus t immung des Invalidenausschusses ist
rechtsunwirksam, wenn dieser nicht in besonde-
ren Ausnahmsfällen nachträglich die Zus t immung
erteilt. Auf die Kündigung eines im Sinne dieses
Bundesgesetzes beschäftigten Dienstnehmers finden
die Bes t immungen des § 25 Abs. 1 bis 7 des
Betriebsrätegesetzes, BGBl. N r . 97/1947, bezie-
hungsweise die in Ausführung der Bes t immun-
gen des § 29 Abs. 1 bis 7 des Landarbeitsgesetzes,
BGBl. N r . 140/1948, erlassenen landesrechtlichen
Vorschriften keine Anwendung . (BGBl. Nr. 165/
1952, § 1 Z. 13.)

(3) Die Bestimmungen des Abs. 2 finden auf
das Dienstverhäl tnis eines im Sinne dieses Bun-
desgesetzes beschäftigten Dienstnehmers keine
Anwendung , soweit i hm als Betriebsrat (Ver-
t rauensmann) der besondere Kündigungsschutz
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auf Grund des § 18 des Betriebsrätegesetzes be-
ziehungsweise der in Ausführung des § 122 des
Landarbeitsgesetzes erlassenen landesrechtlichen
Vorschriften zusteht. (BGBl. Nr. 146/1950, § 1
Z. 3.)

(4) Die gesetzlichen Best immungen über eine
vorzeit ige Auflösung des Dienstverhältnisses
bleiben unbe rüh r t . (BGBl. Nr. 146/1950, § 1
Z.4.)

Ausgleichstaxe.

§ 9. (1) A n Stelle der Pflichteinstellung ist vom
Arbeitsamte die Entrichtung einer Ausgleichstaxe
vorzuschreiben, w e n n die Beschäftigungspflicht
nicht erfüllt ist. W e n n und insoweit der einstel-
lungspflichtige Betrieb die zu r Erfüllung der Ein-
stellungspflicht erforderliche Anzah l von begün-
stigten Inval iden bei dem zuständigen Arbeits-
amte nachweisbar ohne Erfolg angesprochen hat ,
entfällt die Vorschreibung einer Ausgleichstaxe.

(2) Die Ausgleichstaxe be t rägt für jede einzelne
Person, die zu beschäftigen wäre, jährlich 900 S.
(BGBl. Nr. 146/1950, § 1 Z. 5.)

(3) W e n n die Ausgleichstaxe n u r für einen
Jahresbruchteil vorgeschrieben wird, so ist sie
entsprechend der Bemessungszeit, jedoch minde-
stens m i t dem zwölften Tei l des normalen Aus-
maßes festzusetzen.

(4) Das Arbei t samt ha t von der Vorschreibung
der Ausgleichs taxe das zuständige, Landes-
inval idenamt zu verständigen. Dieses h a t die
Ent r ich tung der Ausgleichstaxe zu überwachen.

Verwendung der Ausgleichstaxe.

§ 10. (1) Aus den Erträgnissen der Ausgleichs-
taxe wird beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung der mit Rechtspersönlichkeit aus-
gestattete Ausgleichstaxfonds gebildet, der für
Zwecke der Fürsorge für die im § 2 Abs. 1, 2,
5 und 6 bezeichneten Personen, für die Gewäh-
rung von Zuschüssen nach § 6 Abs. 2 sowie für
Zwecke der Fürsorge für die nach dem Kriegs-
opferversorgungsgesetz versorgungsberechtigten
Personen und deren Kinder zu verwenden ist.
(BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 14.)

(2) Der Ausgleichstaxfonds wird vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung unter Mit-
wirkung eines Beirates verwaltet, in dem außer
den organisierten Kriegsbeschädigten und den
nach § 2 Abs. 1 lit. b und c begünstigten Per-
sonen auch die gesetzlichen Interessenvertretun-
gen der Dienstnehmer und Dienstgeber vertreten
sind. Die nähere Zusammensetzung des Beirates
wird durch Verordnung bestimmt. (BGBl.
Nr. 16/1948, § 1.)

Regelung der Beschäftigungspflicht in besonderen
Fällen.

§ 11. (1) Die Betrauung eines Verbandes mit
der gemeinschaftlichen Erfüllung der Beschäfti-
gungspflicht (§ 1 Abs. 4) sowie die im Falle

nachträglicher Abänderung wesentlicher Bedin-
gungen erforderliche neuerliche Genehmigung
der Vereinbarungen obliegt dem Invalidenaus-
schuß beim Landesarbeitsamt (§ 12) oder, wenn
sich die zugehörigen Betriebe auf die Amts-
sprengel mehrerer Landesarbeitsämter verteilen,
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung
mit Zustimmung des Beirates (§ 10 Abs. 2).

(2) Wenn der Verband den Bestimmungen die-
ses Bundesgesetzes und der auf Grund desselben
getroffenen Vereinbarungen nicht entspricht
oder die mit der Betrauung übernommenen
Pflichten ungeachtet vorangegangener Verwar-
nung nicht gehörig erfüllt, kann die Befugnis
von der Stelle, die sie erteilt hat, entzogen
werden.

Invalidenausschuß und Einstellungsausschuß.

§ 12. (1) Z u m Zwecke einer wirksamen W a h r -
n e h m u n g der m i t der Durchführung dieses Bun-
desgesetzes verbundenen Aufgaben wird bei je-
dem Landesarbei tsamt ein Invalidenausschuß u n d
bei jedem Landesinval idenamt ein Einstellungs-
ausschuß gebildet.

(2) Der Invalidenausschuß besteht aus:
a) dem Leiter des Landesarbeitsamtes als V o r -

si tzenden;
b) einem Ver t re t e r des Landesinvalidenamtes;
c) je einem Ver t re te r der Diens tnehmer und

Dienstgeber;
d) zwei Ver t r e t e rn der organisierten Kriegs-

beschädigten;
e) einem Ver t re te r der nach § 2 Abs. 1 lit. c

begünstigten Personen.
(3) Der Einstellungsausschuß besteht aus:
a) dem Leiter des Landesinval idenamtes;
b) einem Ver t r e t e r des Landesarbeitsamtes;
c) je einem Ver t re te r der Diens tnehmer und

Dienstgeber;
d) zwei Ver t r e t e rn der organisierten Kriegs-

beschädigten;
e) einem Ver t re te r der nach § 2 Abs. 1 lit. c

begünstigten Personen.
(4) Die Ver t re t e r der Diens tnehmer und

Dienstgeber werden von den zuständigen gesetz-
lichen Interessenver t re tungen namhaf t gemacht.

(5) Betrifft der Verhandlungsgegenstand öffent-
lich-rechtliche Dienstgeber (§ 1 Abs. 2), so t re ten
an Stelle der Ver t r e t e r der Dienstgeber Ver t re te r
der beteiligten Behörde oder Dienststelle.

(6) Mi t beratender St imme können dem Inva-
lidenausschuß u n d dem Einstellungsausschuß ein
A r z t des öffentlichen Gesundheitsdienstes u n d
ein Ver t re te r der Arbei ts inspekt ion beigezogen
werden. (Arbeitsinspektionsgesetz, BGBl. Nr. 194/
1947.)

(7) Die Zusammense tzung sowie der Wirkungs -
kreis des Invalidenausschusses u n d des Einstel-
lungsausschusses werden durch V e r o r d n u n g näher
geregelt.
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(8) Die Mitgliedschaft im Invalidenausschuß
und im Einstellungsausschuß ist ein unbesoldetes
Ehrenamt. Den Mitgliedern, die nicht öffentliche
Bedienstete sind, gebührt der Ersatz der Reise-
auslagen.

Einstellungsschein und Gleichstellungs-
bescheinigung.

§ 13. (1) Personen, die allen Voraussetzungen
des § 2 Abs. 1 entsprechen, erhalten als Ausweis
hierüber auf Ansuchen einen amtlich ausgefertig-
ten Einstellungsschein, worin außer dem Grade
der Minderung der Erwerbsfähigkeit auch alle
sonstigen für die Art der Verwendung maß-
gebenden Umstände (Vorbildung, berufliche Aus-
bildung und Eignung, Ergebnisse der Berufs-
beratung) vermerkt werden. Einen Einstel-
lungsschein erhalten auf Antrag auch Volks-
deutsche mit Ausnahme der im § 2 Abs. 7 ge-
nannten Personen, wenn sie den Voraussetzun-
gen des § 2 Abs. 5 entsprechen.

(2) Gleichgestellte (§ 2 Abs. 2) erhalten als
Ausweis eine amtliche Gleichstellungsbescheini-
gung, in der außer den im Abs. 1 angeführten
Merkmalen die Geltungsdauer der Gleichstellung
zu vermerken ist. Eine solche Gleichstellungs-
bescheinigung erhalten ferner auch Volksdeutsche
mit Ausnahme der im § 2 Abs. 7 genannten Per-
sonen, wenn sie den Voraussetzungen des § 2
Abs. 6 entsprechen.

(BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 15.)

Ausfertigung und Einziehung des Einstellungs-
scheines und der Gleichstellungsbescheinigung.

§ 14. (1) Über das Ansuchen um Ausfertigung
eines Einstellungsscheines entscheidet das Landes-
invalidenamt. Der Einstellungsschein kann von
Amts wegen eingezogen werden, wenn die Vor-
aussetzungen weggefallen sind. Die Gleichstel-
lungsbescheinigungen werden vom Landesinva-
lidenamt ausgestellt. Sie sind einzuziehen, wenn
die Voraussetzungen für die Gleichstellung nicht
mehr gegeben sind.

(2) Für den Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit der im Sinne dieses Bundesgesetzes be-
günstigten Personen ist maßgebend:

a) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. a der.
Rentenbescheid des Landesinvalidenamtes,
bei Personen, die aus dem Grunde des Ver-
zichtsreverses keinen solchen Bescheid be-
sitzen, das im Ermittlungsverfahren ein-
zuholende Gutachten eines ärztlichen Sach-
verständigen;

b) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. b der
Rentenbescheid des Trägers der Unfall-
versicherung;

c) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. c der
vom Amte der Landesregierung ausgestellte
Rentenbescheid in Verbindung mit der

Amtsbescheinigung nach § 4 des Opfer-
fürsorgegesetzes;

d) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. d, bei
Blinden (§ 2 Abs. 1 letzter Satz) sowie bei
Personen nach § 2 Abs. 2 dritter Satz,
Abs. 5 und 6 das im Ermittlungsverfahren
einzuholende Gutachten eines ärztlichen
Sachverständigen.

(Zu Abs. 2 lit. a und d: BGBl. Nr. 146/1950,
§ 1 Z.7, und BGBl. Nr. 165/1952, § 1 Z. 16 und
17.)

Arbeitsvermittlung.

§ 15. (1) Die Durchführung der Arbeitsvermitt-
lung für die nach § 2 begünstigten Personen ob-
liegt den Arbeitsämtern. Diese haben dahin zu
wirken, daß die begünstigten Personen auf solche
Arbeitsplätze eingestellt werden, in denen sie
trotz ihrer Gesundheitsschädigung vollwertige
Arbeit zu leisten vermögen. Die Einstellung von
begünstigten Personen bedarf der Zustimmung
des Arbeitsamtes. Die Dienstgeber haben die
zur Erfüllung der Beschäftigungspflicht jeweils er-
forderliche Zahl von begünstigten Personen un-
verzüglich bei dem zuständigen Arbeitsamt an-
zusprechen.

(2) Wenn ein Arbeitsplatz im Sinne des § 1
Abs. 3 für die Einstellung begünstigter Personen
vorbehalten ist, hat der Dienstgeber das Frei-
werden des vorbehaltenen Arbeitsplatzes dem
Arbeitsamt binnen drei Tagen anzuzeigen. Wird
ein vorbehaltener Arbeitsplatz neu geschaffen, ist
dies vom Dienstgeber dem Arbeitsamt ohne
Verzug anzuzeigen. Kann das Arbeitsamt auf
den vorbehaltenen Arbeitsplatz eine begünstigte
Person nicht vermitteln, entfällt der Vorbehalt.
Hierüber ist dem Dienstgeber auf Verlangen eine
Bescheinigung auszustellen.

Auskunfts- und Anzeigepflicht.

§ 16. (1) Die Betriebe und Betriebsverbände
(§ 1 Abs. 4) haben den zur Durchführung und
Handhabung dieses Bundesgesetzes berufenen
amtlichen Organen alle hiezu erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen.

(2) Über die Beschäftigung der begünstigten
Personen ist von jedem Dienstgeber, gegebenen-
falls vom Betriebsverband, ein den behördlichen
Organen auf Verlangen vorzuweisendes Ver-
zeichnis zu führen, worin — außer den für die
Pflichtzahl maßgebenden Unterlagen (§ 4) —
Beginn und Beendigung jedes solchen Dienst-
verhältnisses, Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit sowie die wesentlichen Daten des Ein-
stellungsscheines (der Gleichstellungsbescheini-
gung) anzugeben sind. Eine Abschrift des Ver-
zeichnisses samt den für die Berechnung der
Pflichtzahl (§ 4) und für die Erfüllung der Be-
schäftigungspflicht (§ 5) maßgebenden Unter-
lagen ist am 1. Feber und 1. August jedes Jahres
dem zuständigen Arbeitsamt einzusenden, das
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die Angaben zu überprüfen hat. (BGBl. Nr. 146/
1950, § 1 Z. 8.)

(3) Die Auskunfts- und Anzeigepflicht der
Dienstgeber im Sinne des § 1 Abs. 2 wird durch
Verordnung geregelt.

Überwachung der Beschäftigung.

§ 17. (1) Die Einhaltung der Beschäftigungs-
pflicht nach § 1 wird von den Arbeitsämtern
überwacht, die, soweit sich die Überwachung auf
die Wahrung der Rücksichten auf Leben und Ge-
sundheit (§ 6) der im Sinne dieses Bundesgesetzes
beschäftigten Personen erstreckt, sich der Mithilfe
der nach Art des Betriebes zuständigen Auf-
sichtsbehörde bedienen können.

(2) Die Überwachung der Einhaltung der Be-
schäftigungspflicht durch Dienstgeber im Sinne
des § 1 Abs. 2 wird durch Verordnung geregelt.

Vorschreibung und Eintreibung der Ausgleichs-
taxe.

§ 18. (1) Allgemeine Weisungen über die Ent-
richtung und Bemessung der Ausgleichstaxe (§ 9
Abs. 1 und 2) erläßt das Bundesministerium für
soziale Verwaltung nach Anhörung des Beirates
(§ 10 A b s . 2 ) . (BGBl. N r . 165/1952, § 1 Z. 18.)

(2) Die vorgeschriebenen Ausgleichstaxen wer-
den im Verwaltungswege eingetrieben. Auf die
Eintreibung finden die Bestimmungen des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes 1950 Anwendung.
(BGBl. Nr. 172/1950.)

Verfahren.

§ 19. (1) Über die binnen vier Wochen einzu-
bringende Berufung gegen Bescheide eines Ar-
beitsamtes entscheidet der Invalidenausschuß
beim Landesarbeitsamt (§ 12) endgültig.

(2) Gegen Bescheide eines Invalidenausschusses
beim Landesarbeitsamt in erster Instanz, ferner
gegen Bescheide eines Landesinvalidenamtes und
eines Einstellungsausschusses beim Landesinva-
l idenamt steht die binnen vier Wochen einzu-
bringende Berufung an das Bundesministerium
für soziale Verwal tung offen.

(3) Auf das Verfahren finden die Best immun-
gen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1950 Anwendung. (BGBl. Nr. 172/1950.)

Verschwiegenheitspflicht.

§ 20. Die zur Einholung von Auskünften
(§ 16) befugten oder mit der Überwachung (§ 17)
betrauten oder sonst an der Durchführung die-
ses Bundesgesetzes beteiligten Organe sind zur
Geheimhaltung der zu ihrer Kenntnis gelangen-
den Geschäfts- und Betriebsverhältnisse ver-
pflichtet.

Strafbestimmungen.

§ 21. Eine Übertretung der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes und der auf Grund des-

selben erlassenen Verordnungen durch Dienst-
geber im Sinne des § 1 Abs. 1 stellt eine Ver-
waltungsübertretung dar und kann an dem
Schuldtragenden, sofern die Handlung nicht
unter eine strengere Strafbestimmung fällt, von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld bis zu
2500 S, im Uneinbringlichkeitsfalle mit Arrest
bis zu vier Wochen, bestraft werden. Die Geld-
strafen fließen in den Ausgleichstaxfonds (§ 10
Abs. 1).

(BGBl. Nr. 146/1950, § 1 Z. 9.)

Unterstützende Mitwirkung der Ämter und der
Betriebsvertretungen.

§ 22. (1) Alle öffentlichen Behörden, Ämter
und Anstalten sind zur unterstützenden Mitwir-
kung bei der Durchführung u n d Handhabung
dieses Bundesgesetzes verpflichtet.

(2) In den Betrieben, in denen Betriebsvertre-
tungen der Dienstnehmer bestehen, haben sich
diese auch u m die Durchführung und H a n d -
habung dieses Bundesgesetzes zu bemühen. Sind
in einem Betriebe wenigstens fünf nach diesem
Bundesgesetze begünstigte Personen beschäftigt,
so hat die Betriebsvertretung der Dienstnehmer
bei Beratung über Fragen der Durchführung und
Handhabung dieses Bundesgesetzes einen Ver-
trauensmann der begünstigten Personen mi t be-
ratender Stimme zuzuziehen. Diese Bestimmun-
gen gelten sinngemäß auch für Betriebe und
Dienststellen aller Ar t , die unter § 1 Abs. 2
fallen.

(3) Auf die persönlichen Rechte und Pflichten
des Vertrauensmannes der begünstigten Personen
finden die Bestimmungen des § 15, § 16 Abs. 1,
2 und 3 erster Satz und des § 17 des Betriebs-
rätegesetzes beziehungsweise der in Ausführung
des § 120 Abs. 1, 2 und 3 erster Satz und des
§ 121 des Landarbeitsgesetzes erlassenen landes-
rechtlichen Vorschriften sinngemäß Anwendung.
(BGBl. Nr. 146/1950, § 1 Z. 10.)

Gebührenfreiheit.

§ 23. Alle in Angelegenheiten der D u r c h -
führung dieses Bundesgesetzes veranlaßten Amts-
handlungen, Eingaben, Aufnahmeschriften und
Zeugnisse unterliegen keiner Gebühr.

Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung.

§ 24. (1) Dieses Bundesgesetz ist in seiner ur-
sprünglichen Fassung am 1. Oktober 1946 in
Wirksamkeit getreten; die durch die Novelle
BGBl. Nr. 16/1948 eingetretenen Änderungen
sind am 16. Jänner 1948, die durch die Novelle
BGBl. Nr. 146/1950 eingetretenen Änderungen
am 13. August 1950 und die durch die Novelle
BGBl. Nr. 165/1952 eingetretenen Änderungen
am 2. September 1952 in Kraft getreten.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
in seiner ursprünglichen Fassung haben das Ge-
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setz vom 1. Oktober 1920, StGBl. Nr. 459, über
die Einstellung und Beschäftigung Kriegs-
beschädigter (Invalidenbeschäftigungsgesetz) in
der Fassung des BGBl. Nr. 69 vom Jahre 1928
(Text vom Feber 1928) und des Bundesgesetzes
vom 17. Dezember 1931, BGBl. Nr. 384, die hie-
zu erlassenen Durchführungsverordnungen, die
Verordnung über die Beschäftigung Schwer-
beschädigter in der Ostmark vom 23. Jänner
1940 (Deutsches RGBl. I S. 234) und die Dritte
Verordnung über die Verlängerung der Gel-
tungsdauer des Invalidenbeschäftigungsgesetzes
vom 25. November 1942 (Deutsches RGBl. I
S. 664) ihre Geltung verloren.

(3) Die Gel tung der bis 1. Ok tobe r 1946 aus-
gestellten Einstellungsscheine und Gleichstellungs-
bescheinigungen ist mi t dem Ablauf des 3 1 . März
1947 erloschen.

(4) Mi t der Vollziehung des § 1 Abs. 5 dieses
Bundesgesetzes ist das Bundeskanzleramt, mi t
der Vollziehung der übrigen Best immungen die-
ses Bundesgesetzes das Bundesminister ium für
soziale Verwal tung bet raut . (BGBl. Nr. 165/1952,
§ 1 Z. 19.)

22. Kundmachung der Bundesregierung
vom 13. Jänner 1953 über die Wiederver-
lautbarung des Beförderungssteuergesetzes.

Artikel I.
Auf Grund des § 1 des Wiederverlautbarungs-

gesetzes, BGBl. Nr. 114/1947, wird in der An-
lage das Beförderungsteuergesetz, BGBl. Nr. 123/
1949, neu verlautbart.

Artikel II.
In dem gemäß Art. I neu zur Verlautbarung

gelangenden Bundesgesetz sind die Änderungen
und Ergänzungen berücksichtigt, die sich aus den
nachstehend angeführten Rechtsvorschriften er-
geben:

1. Bundesgesetz vom 16. Dezember 1949,
BGBl. Nr. 24/1950, über die Auflösung von Bun-
desministerien und die Neuordnung des Wir-
kungsbereiches einiger Bundesministerien;

2. Gebühren- und Beförderungsteuernovelle
1951, BGBl. Nr. 195/1951;

3. Beförderungsteuernovelle 1952, BGBl.
Nr. 64/1952.

Artikel III.
Das wiederverlautbarte Bundesgesetz ist als

„Beförderungssteuergesetz 1953" zu bezeichnen.

Artikel IV.
Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-

barung wird der Tag der Kundmachung im Bun-
desgesetzblatt festgestellt.

Figl Schärf Helmer Gerö
Kolb Maisel Kamitz Thoma
Böck-Greissau Waldbrunner Gruber

Anlage.

Beförderungssteuergesetz 1953.

§ 1 . G e g e n s t a n d d e r S t e u e r .

(1) Der Steuer nach diesem Bundesgesetz (Be-
förderungssteuer) unterliegen

1. die gewerbsmäßige, entgeltliche Beförde-
rung von Personen, Gepäck und Gütern im In-
land auf Schienen- oder Seilbahnen sowie mit
Pferdefuhrwerken oder mit Kraftfahrzeugen;
(BGBl. Nr. 195/1951, Art. II Z. 1.)

2. die Beförderung von Gütern durch ein Un-
ternehmen mit Kraftfahrzeugen für seine eige-
nen Zwecke (Werkverkehr) . Als Werkverkehr
gilt auch die gemeinschaftliche Verwendung von
Kraftfahrzeugen durch mehrere Unternehmen
(Konzernverkehr).

(2) Eine Beförderung ist dann gewerbsmäßig,
wenn sie sich als nachhaltige Tätigkeit zur Er-
zielung von Einnahmen darstellt, selbst wenn
dabei die Absicht, einen Gewinn zu erzielen,
fehlt.

§ 2. A u s n a h m e n v o n d e r S t e u e r -
p f l i c h t .

(1) Der Beförderungssteuer unterliegen nicht
1. die gewerbsmäßige Beförderung von Perso-

nen im Arbeiter-, Angestellten- und Schülerver-
kehr, wenn die dafür eingenommenen Entgelte
nicht mehr als höchstens vier Fünftel der son-
stigen tarifmäßigen Beförderungsentgelte be-
tragen;

2. die gewerbsmäßige Beförderung kranker
oder verletzter Personen mit Kranken- oder Ret-
tungsfahrzeugen, wenn bei der Führung des Be-
triebes die Erzielung eines Gewinnes weder be-
absichtigt ist, noch auch durch die Höhe der er-
zielten Beförderungsentgelte ermöglicht wird;

3. die gewerbsmäßige Beförderung von Per-
sonen, Gepäck und Gütern zu ermäßigten Prei-
sen, wenn die Begünstigungen im öffentlichen
Interesse oder aus sozialen Gründen gewährt
werden und die dafür eingenommenen Entgelte
nicht mehr als höchstens vier Fünftel der son-
stigen tarifmäßigen Beförderungsentgelte be-
tragen;

4. die gewerbsmäßige Beförderung von Stein-
kohlen, Braunkohlen, Koks oder Preßkohlen;

5. die Beförderung von Personen und Gepäck
durch ausländische Beförderungsmittel im grenz-
überschreitenden Gelegenheitsverkehr, wenn und
insoweit Gegenseitigkeit gewährt wird; (BGBl.
Nr. 195/1951, Art. II Z. 2.)

6. die Beförderung von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen oder Geräten auf landwirtschaft-
lichen Seilaufzügen;
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7. der von einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betrieb durchgeführte Werkverkehr (§ 1
Abs. 1 Z. 2); (BGBl. Nr. 64/1952, Art. I Z. 1.)

8. der Brief- und Paketverkehr der Post.

(2) O b die Voraussetzungen einer Ausnahme
von der Steuerpflicht nach Abs. 1 vorliegen, ent-
scheidet in Zweifelsfällen das Bundesministerium
für Finanzen.

(3) Das Bundesministerium für Finanzen kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau und dem Bundes-
ministerium für Verkehr und verstaatlichte Be-
triebe aus wichtigen volkswirtschaftlichen Grün-
den durch Verordnung die gewerbsmäßige Be-
förderung auch anderer als der in Abs. 1 Z. 4
genannten Güter dauernd oder zeitweilig von
der Beförderungssteuer befreien. (BGBl. Nr. 24/
1950, § 1 Abs. 2.)

(4) Die Ausnahmen von der Beförderungs-
steuerpflicht nach Abs. 1 und Abs. 3 gelten nicht
für die im § 3 Abs. 1 lit. c genannten Beförde-
rungen. (BGBl. Nr. 64/1952, Art. I Z. 2.)

§ 3. B e s t e u e r u n g s g r u n d l a g e .

(1) Die Steuer wird berechnet:
a) bei gewerbsmäßigen, entgeltlichen Beförde-

rungen, ausgenommen die unter lit. c fal-
lenden Beförderungen, von dem für die
Beförderungsleistung zu entrichtenden Ent-
gelt;

b) im Werkverkehr nach der Nutzlast der im
Werkverkehr eingesetzten Kraftfahrzeuge;

c) im Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen
nach der Anzahl der Fahrten und nach der
Nutzlast des Kraftfahrzeuges, mit dem eine
Fahrt im Güterfernverkehr ausgeführt
wird.

(2) Eine Fahrt im Güterfernverkehr liegt vor,
wenn ein Gut in einer Entfernung von mehr
als 65 km vom Mittelpunkt der Ortsgemeinde
der Betriebsstätte (des Wohnsitzes) des Beför-
derers aus, in der Luftlinie gemessen, befördert
wird. Ist der Auftraggeber des Beförderers für
die Beförderung des Gutes selbst beförderungs-
steuerpflichtig, so ist die Entfernung vom Mittel-
punkt der Ortsgemeinde der Betriebsstätte (des
Wohnsitzes) des Auftraggebers aus zu berechnen,
sofern die Beförderung zur Gänze mit Kraftfahr-
zeugen durchgeführt wird. Für größere Orts-
gemeinden kann das Bundesministerium für Fi-
nanzen nach Maßgabe der räumlichen Ausdeh-
nung derselben mehrere Punkte festsetzen, von
denen die Entfernung zu berechnen ist.

(3) Die Beförderung von Treibstoffen in T a n k -
wagen sowie die Beförderung von leeren, ge-
brauchten Umschließungen (Umhül lungen) im
Zusammenhang mi t einem vorausgegangenen
oder nachfolgenden Gütertransport unterliegt nur
der Besteuerung nach Abs. 1 lit. a und b.

(BGBl. Nr. 64/1952, Art. I Z. 3.)

§ 4 . B e f ö r d e r u n g s e n t g e l t .

(1) Als Beförderungsentgelt gilt das gesamte
für die Durchführung der Beförderung zu ent-
richtende Entgel t samt allen Nebengebühren .

(2) V o m Beförderungsentgelt können die Aus-
lagen abgezogen werden, die einem Beförde-
rungsunternehmer dadurch erwachsen, daß er
die Beförderung von einem anderen Beförde-
rungsunternehmer durchführen läßt.

(BGBl. Nr. 195/1951, Art. II 2. 3.)

§ 5. S t e u e r s c h u l d n e r u n d
H a f t u n g s p f l i c h t i g e .

(1) Steuerschuldner ist, wer steuerpflichtige Be-
förderungsleistungen erbringt oder steuerpflich-
tige Beförderungen ausführt, sei es selbst oder
durch Beauftragte, auch wenn diese die Fahr-
zeuge beistellen. (BGBl. Nr. 64/1952, Art. I Z. 4.)

(2) Der Steuerschuldner ist berechtigt, die von
ihm zu entr ichtende Steuer in das Beförderungs-
entgelt einzurechnen.

(3) Bedient sich der Steuerschuldner einer an-
deren Person zur Einziehung und Abrechnung
der Beförderungsentgelte und zur Abrechnung
und Abfuhr der Steuer gegenüber der Finanz-
verwal tung, so haftet diese Person neben dem
Steuerschuldner für die Steuer. Im Güterfern-
verkehr haftet für die Steuer der Fahrer des
Kraftfahrzeuges. (BGBl. Nr. 64/1952, Art. I
Z . 5 . )

(4) Im grenzüberschrei tenden V e r k e h r mi t
Kraftfahrzeugen haften das Fahrzeug und dessen
Ladung für die Steuer. Die Grenzzollstellen sind
befugt, zur Gel tendmachung dieser Haf tung das
Fahrzeug und dessen Ladung auch dann in Be-
schlag zu nehmen, wenn diese nicht im Eigen-
tum des Steuerschuldners stehen.

§ 6. S t e u e r s a t z .

(1) Die Steuer be t räg t :

a) im allgemeinen 6 v. H.
b) im Personen- und Gepäckverkehr

mit Kraftfahrzeugen 8 v. H.
c) im Personen-, Gepäck- und Güter-

verkehr auf Schienenbahnen 5 v. H.
d) im Ortslinienverkehr mit Kraftfahr-

zeugen sowie im Verkehr mit Platz-
und Mietwagen 3 v. H.

e) im Straßenbahnverkehr und im
Verkehr mit Omnibussen, die an
Kraftleitungen gebunden sind . . . . 2 v. H.

(BGBl. Nr. 195/1951, Art. II 2. 4 lit. a.)

(2) Im Werkverkehr wird die Steuer mit einem
Pauschbetrag von jährlich 208 S von jeder Tonne
Nutzlast der dem Werkverkehr dienenden Kraft-
fahrzeuge und mit einem Pauschbetrag von jähr-
lich 104 S von jeder Tonne Nutzlast der dem
Werkverkehr dienenden Anhänger eingehoben.
Bei Fahrzeugen, die im Laufe eines Jahres neu
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h inzukommen oder ausscheiden, ermäßigt sich
der Pauschbetrag für jede volle Woche, die das
Kraftfahrzeug oder der Anhänger nicht dem
Werkverkehr dienten, u m den zweiundfünfzig-
sten Teil. (BGBl. Nr. 195I1951\ Art. II 2. 4 lit. b
und c.)

(3) Im Güterfernverkehr beträgt die Steuer
35 S für jede T o n n e Nutz las t und für jede Fahr t
des verwendeten Kraftfahrzeuges (Anhängers).
(BGBl. Nr. 64/1952, Art. I Z. 6.)

(4) Welche Schienenbahnen als St raßenbahnen
u n d welche Beförderungen m i t Kraftfahrzeugen
als Orts l in ienverkehr anzusehen sind, wi rd durch
V e r o r d n u n g des Bundesministeriums für Finan-
zen im Einvernehmen m i t dem Bundesministe-
r ium für Verkehr und verstaatlichte Betriebe
bestimmt. (BGBL Nr. 24/1950, § 1 Abs. 2; BGBl.
Nr. 195/1951, Art. II Z. 4 lit. d; BGBl. Nr. 64/
1952, Art. 1 Z. 7.)

§ 7. A u f z e i c h n u n g s - u n d
E r k l ä r u n g s p f l i c h t .

(1) Der Steuerschuldner ha t über die steuer-
pflichtigen Beförderungen und über die dafür
eingenommenen Beförderungsentgelte laufende
Aufschreibungen zu führen. Er ha t bis zum
31. März eines jeden Jahres eine Steuererklä-
rung über die im abgelaufenen Kalenderjahr ein-
genommenen Beförderungsentgelte einzubringen.
Entgelte, die verschiedenen Steuersätzen unter -
liegen, sind in den Aufschreibungen und in der
Steuererklärung getrennt auszuweisen.

(2) Unternehmer , die Werkverkehr durchfüh-
ren, haben jeweils bis zum 31. März eines jeden
Jahres eine Steuererklärung in Form einer Auf-
stellung über die im abgelaufenen Kalenderjahr
im Werkverkehr verwendeten Kraftfahrzeuge
(Anhänger) und deren Nutzlas t einzubringen.
Bei Kraftfahrzeugen, die im Laufe des Jahres neu
hinzugekommen oder weggefallen sind, ist der
Zei tpunkt der Einstellung beziehungsweise des
Ausscheidens anzugeben.

§ 8. A b s c h l a g s z a h l u n g .

(1) De r Steuerschuldner h a t auf die Steuer-
schuld monatliche Abschlagszahlungen zu leisten.
Diese sind nach den im abgelaufenen Kalender-
m o n a t erzielten Beförderungsentgelten zu be-
rechnen und bis z u m 20. des folgenden Monates
an das F inanzamt (Finanzkasse) abzuführen.

(2) Das Bundesminister ium für Finanzen kann
für einzelne Fälle oder für Gruppen von Fällen
Abschlagszahlungen in anderen, auch mehrere
Monate umfassenden Zei t räumen gestatten.

§ 9. Überwachung.

(1) Die Beförderungsunternehmen unterl iegen
der Steueraufsicht (§ 192 der Abgabenordnung) .

(2) Das F inanzamt k a n n in Fällen, in denen es
dies im Interesse einer ordnungsgemäßen Übe r -
wachung der Steuerabfuhr für geboten erachtet ,

die Ers ta t tung v o n Nachweisungen über die für
die einzelnen Steuerschuldner maßgebenden A b -
schlagszahlungszeiträume nach A r t der im § 7
genannten Steuererklärungen verlangen.

(3) Im Personenverkehr , ausgenommen mi t
Platz- u n d Mietwagen, ist der zu befördernden
Person vor Antritt der Fahrt ein Fahrtausweis
auszufolgen, der von der zu befördernden Per-
son bis zur Beendigung der Fahrt aufzubewahren
ist. Die Fahrtausweise sind vor Benutzung dem
Finanzamt zur Abstempelung vorzulegen. (BGBl.
Nr. 195/1951, Art. II Z. 5.)

(4) Bei jeder Fahr t im Güter fe rnverkehr ist
der Beförderer verpflichtet, den Fahrer m i t einem
Fahrtausweis auszustatten, auf den Stempel-
marken in H ö h e des gemäß § 6 Abs. 3 zu ent-
richtenden Steuerbetrages anzubr ingen sind. W i r d
eine Fahr t ohne Fahrtausweis oder mi t einem
nicht ordnungsgemäß ausgefüllten oder nicht vor -
schriftsmäßig gestempelten Fahrtausweis ausge-
führt , so kann das F inanzamt ohne Einlei tung
eines Strafverfahrens den zwei- bis zehnfachen
Betrag der Steuer einheben. (BGBl. Nr. 64/1952,
Art. I Z. 8.)

(5) Die Fo rm und Ausstellung der Fahr taus-
weise bes t immt das F inanzamt un t e r Bedacht-
nahme auf die besonderen Erfordernisse im Be-
trieb des Beförderungsunternehmens. (BGBl.
Nr. 64/1952, Art. I Z. 9.)

§ 1 0 . V e r s t e u e r u n g i m P a u s c h w e g e .

(1) In Fällen, in denen die Berechnung der
Steuer unverhältnismäßige Schwierigkeiten oder
weitwendige Erhebungen verursachen würde,
kann das Finanzamt die Steuer im Pauschwege
berechnen. (BGBl. Nr. 64/1952, Art. I Z. 10.)

(2) Das Bundesministerium für Finanzen kann
für die Entr ichtung der Steuer im grenzüber-
schreitenden Personen-, Gepäck- und Güterver-
kehr einheitliche Pauschsätze auf Grund der im
Inland zurückgelegten Personen- oder Tonnen-
kilometer festsetzen.

§ 11. V e r h ä l t n i s z u r U m s a t z s t e u e r
Umsätze aus Beförderungen, die gemäß § 2

nicht der Beförderungssteuer unterliegen, sind
auch von der Umsatzsteuer befreit. § 34 Abs. 2
der Durchführungsbestimmungen zum Umsatz-
steuergesetz vom 23. Dezember 1938, Deutsches
RGBl. I S. 1935, wird aufgehoben. (BGBl.
Nr. 64/1952, Art. I Z. 11.)

§ 12. I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l -
z i e h u n g .

(1) Dieses Bundesgesetz ist in seiner ursprüng-
lichen Fassung mit 1. Juli 1949, für Beförde-
rungsleistungen im Straßenbahnverkehr mit
1. Jänner 1950 in Kraft getreten. Die durch die
Gebühren- und Beförderungssteuernovelle 1951,
BGBl. Nr. 195/1951, bewirkten Änderungen sind
auf alle Vorgänge anzuwenden, die nach dem
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31. Juli 1951 eingetreten sind oder noch ein-
treten. Die durch die Beförderungssteuernovelle
1952, BGBl. Nr. 64/1952, bewirkten Änderun-
gen finden auf alle Vorgänge Anwendung, die
nach dem 30. April 1952 eingetreten sind oder
noch eintreten. (BGBl. Nr. 195/1951, Art. Hl
Abs. 1; BGBl. Nr. 64/1952, Art. II Abs. 1.)

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut;
in den Fällen des § 2 Abs. 3 und des § 6 Abs. 4
ist das Einvernehmen mit den in diesen Bestim-
mungen genannten Bundesministerien herzu-
stellen.

2 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 19. Jänner 1953, betreffend Feststellung
des Verfassungsgerichtshofes über die Zu-
ständigkeit zur Gesetzgebung und Vollzie-
hung auf dem Gebiete des Anerbenrechtes.

Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1930, BGBl. Nr. 127, wird folgender

Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfassungs-
gerichtshof die Feststellung seines Erkenntnisses
vom 15. Dezember 1952, K II-2/52/19, zusam-
mengefaßt hat:

„1. Die verwaltungsbehördliche Erfassung
landwirtschaftlicher Betriebe, um sie einer
Sondererbrechtsfolge (Anerbenrecht) zu unter-
stellen, dient der Neuordnung und dauernden
Sicherung der Bodenbesitzverhältnisse an diesen
Liegenschaften; sie ist daher im Sinne des Er-
kenntnisses des Verfassungsgerichtshofs vom
21. März 1931, Slg. Nr. 1390, eine Maßnahme
der Bodenreform (Art. 12 Abs. 1 Z. 5 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929).

2. Das Anerbenrecht selbst ist in seiner
materiellrechtlichen und formalrechtlichen Rege-
lung eine Angelegenheit des Zivilrechtswesens
(Art. 10 Abs. 1 Z. 6 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929)."

Figl



112


